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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde am Lehrstuhl für Zivil- und Wirtschaftsrecht, 
Medien- und Informationsrecht der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg 
begonnen und am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht und Informationsrecht, 
Daten- und Medienrecht der Universität Leipzig abgeschlossen. Im Okto­
ber 2022 wurde die Arbeit von der Juristenfakultät der Universität Leipzig 
als Dissertation angenommen. Rechtsprechung und Literatur konnten bis 
April 2022 berücksichtigt werden.

Ich danke meinem Doktorvater und Betreuer Prof. Dr. Boris P. Paal, 
M.Jur. (Oxford), der die Untersuchung des Arbeitstitels bereits in Freiburg 
angeregt und den Arbeitsfortschritt mit stetigen kritischen und konstruktiven 
Anregungen gefördert hat. Prof. Paal gebührt mein besonderer Dank für 
seine intensive, aufmerksame und wohlwollende Betreuung, die wesentlich 
für den erfolgreichen Abschluss des Promotionsvorhabens war, und für 
die Aufnahme in die von ihm herausgegebene Schriftenreihe Schriften zum 
Medien- und Informationsrecht. Prof. Dr. Hubertus Gersdorf, Inhaber des 
Lehrstuhls an der Universität Leipzig für Staats- und Verwaltungsrecht sowie 
Medienrecht, danke ich für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens sowie 
für die anspruchsvolle und zugleich überaus angenehme Gestaltung der 
öffentlichen Verteidigung der Arbeit.

Ich danke weiterhin dem Verein zur Förderung des Deutschen, Europä­
ischen und Vergleichenden Wirtschaftsrechts e.V., mit dessen freundlicher 
Unterstützung dieses Werk gedruckt wurde.

Meinen Eltern, Yumi und Christian, danke ich für ihren stetigen Zuspruch 
und ihre Unterstützung. Sie waren ein Rückhalt, ohne den das Promotions­
vorhaben nicht umsetzbar gewesen wäre. Merve Yolaçan danke ich schließlich 
für ihren ausgezeichneten fachlichen, sprachlichen und konzeptionellen Rat.

Daniel Bunsen
am 14. Januar 2023 in Frankfurt am Main
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Zum Sprachgebrauch zur Inklusion aller Geschlechter

Zwei Argumentationsstränge stellen sich für den Verfasser als wesentlich für 
den diesbezüglichen Sprachgebrauch dar. Zum einen ist geschlechtergerech­
te Sprache unbestritten elementar dafür, dass alle Geschlechter angesprochen 
und gleichwertig behandelt werden. Das unreflektierte bloße „Mitmeinen“ 
aller Geschlechter beim unveränderten Gebrauch der ausschließlich männ­
lichen Variante ist nach Auffassung des Verfassers resignativ und unzurei­
chend, weil Sprache einen wesentlichen Einfluss auf die stereotypische 
Manifestation von Geschlechterrollen ausübt. Zum anderen stellen sich dem 
Verfasser vermeintliche Erwägungen zur Lesbarkeit entgegen.

Zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieser Arbeit war die öffentliche Debatte 
über gendergerechte Sprache in vollem Gange und noch zu keinem gesell­
schaftlichen geschweige denn (sprach-)wissenschaftlichen Konsens gelangt 
– auch nicht zu einem wenigstens vorübergehenden. In Betracht kamen 
der Einsatz des Doppelpunkts, des Gendersternchens, des Binnen-i, die 
Doppelnennung maskuliner wie femininer Varianten, die Doppelnennung 
mit Schrägstrich, der abwechselnde Gebrauch männlicher und femininer 
Varianten oder ein umfassender Gender-Disclaimer. Entscheidend ist für 
den Verfasser aber, dass der gesellschaftliche Diskurs noch nicht beendet ist, 
sodass die Richtigkeit der Entscheidung für die eine oder die andere Art und 
Weise geschlechterinklusiver Sprache auch nach intensiver Beschäftigung 
mit dem Diskussionstand nicht abzusehen ist.

Insofern wird in der nachfolgenden Arbeit so weit wie möglich eine 
geschlechterinklusive Sprache verwendet. Nur wo dies nicht ohne eine 
Entscheidung für das eine oder das andere der vorgenannten Gendering-Mo­
delle möglich ist, verfehlt diese Arbeit das Ziel einer geschlechtergerechten 
Sprache. Wortzitate werden zudem unverändert übernommen, ebenso fest­
stehende Namen und (etwa Unternehmens-)Bezeichnungen.
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vom 20.01.2004 über die Kontrolle von Un­
ternehmenszusammenschlüssen, 
ABl. 2004 L 24/1 (EG-Fusionskontrollver­
ordnung)

Fn. Fußnote
FOMA Fachkreis Online-Mediaagenturen
Forts. Fortsetzer*in
FrMenschenRErkl. Französische Erklärung der Menschen- und 

Bürgerrechte vom 26.08.1789
FS Festschrift
FuE-GVO Verordnung (EG) Nr. 1217/2010 über die 

Anwendung von Art. 101 Abs. 3 AEUV auf 
bestimmte Gruppen von Vereinbarungen 
über Forschung und Entwicklung

GG Grundgesetz
GRCh Charta der Grundrechte der Europä­

ischen Union
GRP Gross Rating Point
GRUR Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber­

recht
GRUR Int. Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber­

recht Internationaler Teil
GRUR-Prax Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber­

recht, Praxis im Immaterialgüter- und Wett­
bewerbsrecht

GVO Gruppenfreistellungsverordnung
GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen
HAW Hamburg Hochschule für Angewandte Wissenschaf­

ten Hamburg
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HbDStR Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepu­
blik Deutschland

HdB./Hdb. Handbuch
HGB Handelsgesetzbuch
HGR Handbuch der Grundrechte in Deutschland 

und Europa
Hrsg. Herausgeber*in
Hs. Halbsatz
HSH Hamburg und Schleswig-Holstein
IAB Interactive Advertising Bureau
i.e. id est, lateinisch für „das ist/das heißt“
ITRB Der IT-Rechts-Berater
i.V.m. in Verbindung mit
jM juris – Die Monatszeitschrift
JöR Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegen­

wart
JZ JuristenZeitung
KEK Kommission zur Ermittlung der Konzentra­

tion im Medienbereich
KKR Kohlberg Kravis Roberts & Co.
KOM Kommissionsdokument mit Datum vor 

dem 26.01.2012
Komm. Kommentar
Kommission Europäische Kommission
K&R Kommunikation und Recht
LauterkeitsR Lauterkeitsrecht
LG Landgericht
lit. littera
LMedienG Landesmediengesetz
LTO Legal Tribune Online
MDR Mitteldeutscher Rundfunk
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Mio. Million(en)
MittBayNot Mitteilungen des Bayerischen Notarvereins, 

der Notarkasse und der Landesnotarkam­
mer Bayern

MK Massenkommunikation
M&K Medien & Kommunikationswissenschaft
MMR Multimedia und Recht
Mrd. Milliarde(n)
MStV Medienstaatsvertrag (Staatsvertrag zur 

Modernisierung der Medienordnung 
in Deutschland)

MStV-E Entwurf des Medienstaatsvertrags
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
NDR Norddeutscher Rundfunk
NetzDG Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurch­

setzung in sozialen Netzwerken (Netzwerk­
durchsetzungsgesetz)

NJOZ Neue Juristische Online-Zeitschrift
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift Rechtspre­

chungs-Report Zivilrecht
No. Number
npoR Zeitschrift für das Recht der Non Profit Orga­

nisationen
Nr. Nummer(n)
NRW Nordrhein-Westfalen
NS-Zeit Zeit des Nationalsozialismus
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpar­

tei
NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
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NVwZ-RR Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht Recht­
sprechungs-Report

NZKart Neue Zeitschrift für Kartellrecht
OLG Oberlandesgericht
OMG Organisation der Mediaagenturen
OoH Out-of-Home
ORDO Jahrbuch die für Ordnung von Wissenschaft 

und Gesellschaft
OVG Oberverwaltungsgericht
OWM Organisation der Werbungtreibenden 

im Markenverband
P2B Person-to-Business
P2B-VO Verordnung (EU) 2019/1150 des Europä­

ischen Parlaments und des Rates vom 
20.06.2019 zur Förderung von Fairness und 
Transparenz für gewerbliche Nutzer von On­
line Vermittlungsdiensten

plc public limited company
PresseG Pressegesetz
PwC PricewaterhouseCoopers
RECMA Research Company evaluating the Media 

Agency Industry
Rn. Randnummer(n)
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivil­

sachen
RL Richtlinie
Rs. Rechtssache
RStV Rundfunkstaatsvertrag (Staatsvertrag für 

Rundfunk und Telemedien)
RTL Radio Télévision Luxembourg
S. Seite(n)
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SARS-CoV-2 Severe Acute Respiratory Syndrome Coron­
avirus 2

SEC Arbeitsdokument der Kommissionsdienst­
stellen (bis 2012)

SIEC-Test significant impediment to effective competi­
tion-Test

Slg. Sammlung der Rechtsprechung des Europä­
ischen Gerichtshofes und des Gerichts Ers­
ter Instanz

SSNIP-Test small but significant non-transitory increase 
in price-Test

SSP Sell- oder Supply-Side-Platform
SZ Süddeutsche Zeitung
TKG Telekommunikationsgesetz
TMG Telemediengesetz
TT-GVO Verordnung (EG) Nr. 316/2014 über die An­

wendung von Art. 101 Abs. 3 AEUV auf 
Gruppen von Technologietransfer-Verein­
barungen

TV englisch für „Television“
u.a. unter anderem
UAbs. Unterabsatz/Unterabsätze
USA United States of America (Vereinigte Staaten 

von Amerika)
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
v. versus
Var. Variante
VAUNET Verband Privater Medien e.V.
VerfBlog Verfassungsblog
Vertikal-GVO Verordnung (EG) Nr. 330/2010 über die An­

wendung von Art. 101 Abs. 3 AEUV auf 
Gruppen von vertikalen Vereinbarungen 

Abkürzungsverzeichnis
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und aufeinander abgestimmten Verhaltens­
weisen

VG Verwaltungsgericht
VGH Verwaltungsgerichtshof
vgl. vergleiche
VO Verordnung
Vol. Volume
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der 

Deutschen Staatsrechtslehrer
WDR Westdeutscher Rundfunk
WerbeRL-Fernsehen Gemeinsame Werberichtlinien der Lan­

desmedienanstalten für das Fernsehen 
vom 18.09.2012

WM Wertpapier-Mitteilungen – Zeitschrift für 
Wirtschafts- und Bankrecht

WPP WPP plc (Wire and Plastic Products plc)
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis
WuB Entscheidungsanmerkungen zum Wirt­

schafts- und Bankrecht
WuW Wirtschaft und Wettbewerb
WuW/E Wirtschaft und Wettbewerb, Entscheidungs­

sammlung
W&V Verlag Werben und Verkaufen
ZAW Zentralverband der deutschen Werbewirt­

schaft e.V.
ZD Zeitschrift für Datenschutz
ZDF Zweites Deutsches Fernsehen
ZGE Zeitschrift für Geistiges Eigentum
ZKKW Zeitschrift für Kultur- und Kollektivwissen­

schaft
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht
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ZUM-RD Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht 
- Rechtsprechungsdienst

ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht

Abkürzungsverzeichnis
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Einleitung

Das Ideal einer freiheitlich-demokratischen Gesellschaftsordnung sieht vor, 
dass sich der Staatswille aus dem Volkswillen heraus bildet, sich also aus 
einem „eigenständigen und spontanen“1 Meinungsbildungsprozess speist, 
welcher Voraussetzung für eine freie Gesellschaft ist und grundsätzlich 
unbehindert bleiben soll.2 Medien3 sind für diesen Meinungsbildungsprozess 
unabdingbar4 und erfüllen zumindest drei für die Demokratie wesentliche 
Funktionen: Sie informieren, kontrollieren, und stellen Öffentlichkeit her.5 
Dazu garantieren die Massenmedien „allen Funktionssystemen eine gesell­
schaftsweit akzeptierte, auch den Individuen bekannte Gegenwart“.6 Die 
medienpolitische Zielsetzung besteht dabei in der Herstellung größtmögli­
cher Angebotsvielfalt.7

Um sich am Markt finanzieren zu können, sind Medien auf den Verkauf 
von Werbeplätzen angewiesen;8 diese Werbeplätze werden regelmäßig von 
Mediaagenturen im eigenen Namen auf Rechnung Werbungtreibender bei 
den Medien beziehungsweise deren Vermarktern eingekauft.9 Die Interessen 

1. Kapitel:

1 Paal, Medienvielfalt und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 17.
2 Kloepfer, in: Isensee/Kirchhof [Hrsg.], HbDStR, Band III, § 42 Rn. 12, 20 und 44; Paal, 

Medienvielfalt und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 17; Seufert, APuZ 40-41/2018.
3 Angelehnt an altgriechisch „μέσov“, lateinisch „medium“, für „das Mittlere, Mittel, Ver­

mittler“, Medien, in: Kluge, Etymologisches Wörterbuch der deutschen Sprache. Tradi­
tionelle Massenmedien sind die Presse, der Hörfunk, das Fernsehen und der Film, Usch­
ner, Der Rechtsrahmen der elektronischen Presse, 2011, S. 1.

4 BVerfGE 20, 162, 174 – Spiegel; Paal, Medienvielfalt und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 17.
5 Heidtke, Meinungsbildung und Medienintermediäre, 2020, S. 58 ff.; Paal, Medienvielfalt 

und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 24. Luhmann präzisiert dies im Hinblick auf die Öffent­
lichkeit dahin, dass die Massenmedien die Öffentlichkeit nicht produzierten, sondern 
diese repräsentierten, Luhmann, Die Realität der Massenmedien, S. 128. Kritisch zur 
Kommunikationsmacht der Medien, Böckenförde, in: Isensee/Kirchhof [Hrsg.], HbDStR, 
Band III, § 34 Rn. 39 ff. Hinsichtlich des Informationswertes durch Nachrichten und Be­
richte detail- und erkenntnisreich, Luhmann, Die Realität der Massenmedien, S. 39 ff.

6 Luhmann, Die Realität der Massenmedien, S. 120.
7 Hans/Ukrow/Knapp/Cole, (Neue) Geschäftsmodelle der Mediaagenturen, 2017, S. 7.
8 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat zwar einen Finanzgewährleistungsanspruch 

gegenüber dem Staat, andere Medien müssen sich aber selber finanzieren und insoweit 
auch an der freien Marktwirtschaft teilnehmen.

9 Medien können sich selbst vermarkten oder dies auf Vermarkter übertragen. Im Zusam­
menhang mit dem Werbegeschäft können die Begriffe „Vermarkter“ und „Medien“ sy-
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der Mediaagenturen decken sich wirtschaftlich mit denjenigen der Wer­
bungtreibenden, soweit die Erreichung von Werbezielen verfolgt wird. Denn 
wenn und solange Werbung ihre Ziele erreicht, indem ein ganz bestimmtes, 
häufig auch schlicht und ergreifend das größtmögliche Publikum erreicht 
wird, gewinnen und verdienen daran neben den Werbungtreibenden auch 
die Mediaagenturen.

Die Herstellung von Medienvielfalt ist aufseiten der Mediaagenturen kein 
Zielwert, wenn nicht sogar reflexartig unerwünscht: Denn je größer die 
Medienvielfalt ist, desto geringer ist die Werbereichweite einer einzelnen 
Werbeplatzierung. Mediaagenturen treten den Medien also als Geschäfts­
partner entgegen, ohne zugleich – wie die Medien – eine demokratietheo­
retische Funktion innezuhaben.10 Medien stehen demgegenüber in einem 
doppelten Wettbewerb: Einerseits besteht ein publizistischer Wettbewerb um 
die Abnahme ihrer medialen Produkte, andererseits besteht ein Wettbewerb 
um die Abnahme der bereitstellbaren Werbeplätze.11 Profiteure dieses Span­
nungsverhältnisses sind die Mediaagenturen, die einzig im zweitgenannten 
Wettbewerb agieren und dort ausschließlich wirtschaftliche Ziele, mithin ihre 
Gewinnmaximierung, verfolgen. Die Gefahren für die Medienvielfalt liegen 
in den vorgenannten diametral gegensätzlichen Interessen der Werbungtrei­
benden und der Mediaagenturen einerseits und der Medien andererseits.

Meinungsbildung und Medien

Je informierter die Stimme eines Bürgers, respektive je mehr sie die Entschlie­
ßung aufgrund eines abwägenden und auf fundierten Kenntnissen fußenden 
unreglementierten Meinungsbildungsprozesses ist, desto entschiedener und 
überzeugter können Bürger Gebrauch von ihren demokratischen Rechten 

A.

nonym zum Begriff des „Werbetreibenden“ verwendet werden, siehe Seebohn, Gabler 
Kompaktlexikon Werbung, S. 252.

10 Immer wieder zeigt sich ein derartiges Auseinanderfallen medien- und demokratie­
theoretischer Ziele und wirtschaftlicher Zielsetzungen neuer Marktakteure in der 
Medienlandschaft: Ähnlich ist dies bei Algorithmen, die sich für Nutzerpräferenzen und 
Popularität interessieren, nicht aber für die öffentliche Aufgabe der Medien, Cornils, AfP 
2018, 377, 378, oder bei Plattformanbietern, Schröder, ZUM 2015, 27, 31.

11 Für den Rundfunk bereits BVerfGE 73, 118, 155 – Niedersachsen; Gersdorf/Paal Info­
MedienR/Paal/Kumkar, AEUV Art. 101 Rn. 82; Hofmann, Medienkonzentration und 
Meinungsvielfalt, 2010, S. 22, 33; Wandtke/Ohst/Müller, Medienrecht Praxishandbuch, 
Band 3, Kapitel 2 Rn. 132. Für die Presse Klein, Konkurrenz auf dem Markt der geistigen 
Freiheiten, 1990, S. 55.

1. Kapitel: Einleitung
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und Pflichten machen und desto höher ist die demokratische Legitimation, 
die ihre Stimmen staatlichen Handlungen verleiht.12 Um sich eine Meinung 
über gesellschaftlich und individuell relevante Themen bilden zu können, 
muss die Informationsgrundlage möglichst breit sein – insoweit kann die 
Möglichkeit, Informationen und Inhalte zu rezipieren, als der „Rohstoff 
der Meinungsbildung“13 bezeichnet werden.14 Medien vermitteln Informatio­
nen, Nachrichten und Meinungen zwischen Menschen und transportieren 
ebendiesen Rohstoff.15 In diesem Zusammenhang ermöglicht das Vorhan­
densein einer Vielzahl verschiedener unabhängiger Medien und die daraus 
resultierende Bandbreite an Inhalten und Herkunft der Inhalte den Bürgern, 
frei zwischen ihnen zu wählen und sich eigene Meinungen zu bilden.16 So 
führt das BVerfG beispielhaft für die Presse aus: „Soll der Bürger politische 
Entscheidungen treffen, muss er umfassend informiert sein, aber auch die 
Meinungen kennen und gegeneinander abwägen können, die andere sich 
gebildet haben. Die Presse hält diese ständige Diskussion in Gang. […] 
In der repräsentativen Demokratie steht die Presse zugleich als ständiges 
Verbindungs- und Kontrollorgan zwischen Volk und seinen gewählten Ver­
tretern in Parlament und Regierung.“17 Insofern gilt: „Demokratie braucht 

12 Hochrangige Gruppe zur Freiheit und Vielfalt der Medien, Freie und pluralistische Me­
dien als Rückhalt der europäischen Demokratie, 2013, S. 12; Müller, Konzentrations­
kontrolle zur Sicherung der Informationsfreiheit, 2004, S. 139 f.; Nielsen, Die Medien­
vielfalt als Aspekt der Wertesicherung der EU, 2019, S. 20, 156; Schüller, in: Dörr/Kreile/
Cole, Handbuch Medienrecht, B. Grundlagen des Medienrechts, Rn. 123.

13 Paal, Medienvielfalt und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 18.
14 Rudolph, Erhalt von Vielfalt im Pressewesen, 2009, S. 38. Zum Begriff der Meinung, 

siehe Schulz, AfP 2017, 373, 373 f.
15 Hofmann, Medienkonzentration und Meinungsvielfalt, 2010, S. 29; Kuhlmann, AfP 

2017, 384, 386; Paal, Medienvielfalt und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 23. Insofern sei die 
Funktion der Kommunikation von Massenmedien darin zu sehen, dass sie die „Vor­
aussetzungen für weitere Kommunikation“ schafften, Luhmann, Die Realität der Mas­
senmedien, S. 83.

16 Hochrangige Gruppe zur Freiheit und Vielfalt der Medien, Freie und pluralistische Me­
dien als Rückhalt der europäischen Demokratie, 2013, S. 12; Holznagel/Schumacher, in: 
Co:llaboratory Discussion Paper Series No. 1, 2011, S. 17; Paal, Medienvielfalt und Wett­
bewerbsrecht, 2010, S. 18.

17 BVerfGE 20, 162, 174 f. – Spiegel. Trotz dieser für die freiheitlich-demokratische Grund­
ordnung konstituierenden Bedeutung der Presse ist aber ihrer Erhöhung gleich zur 
vierten Gewalt zumindest formal eine Absage zu erteilen, weil die Presse keine demo­
kratische Legitimation im Sinne des Art. 20 Abs. 1 GG besitzt, Bethge, in: Sachs, Grund­
gesetz, Art. 5 Rn. 67, ebenso Starck/Paulus, in: von Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 5 
Rn. 147.

A. Meinungsbildung und Medien

35



eine informierte und vielfältige Öffentlichkeit.“18 Die Bedeutung der Medien 
in einer freien Gesellschaft ist also kaum zu überschätzen. Medien leisten eine 
öffentliche Aufgabe19 und sind systemrelevant – das hat sich zuletzt auch 
während der Coronakrise20 gezeigt.21

Wettbewerbsgut des Medienmarktes

Bei einer Untersuchung der Medienlandschaft ist zu berücksichtigen, dass 
der geistige Inhalt das zentrale Wettbewerbsgut des Medienmarktes dar­
stellt.22 Die Leserschaft eines Printtitels fragt mit ihrem Kauf nicht das Papier 
als körperliche Form der Presse nach, sondern die von der Verkörperung 
transportierten Gedankeninhalte.23 Diese Erkenntnis kann auch auf andere 
Mediengattungen übertragen werden, sodass grundsätzlich das immaterielle 
Produkt, der Content, von seinem Träger, dem Medium, zu unterschei­
den ist.24

Meinungen und Inhalte als Wettbewerbsgut und Medienprodukte allge­
mein weisen gegenüber anderen gewerblichen Produkten oder Dienstleis­
tungen Eigenschaften auf, die den Meinungsmarkt von anderen Märkten 
unterscheidet: Produktionskosten von Meinungen beziehungsweise Content 

I.

18 CDU/CSU/SPD, Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland. 
Ein neuer Zusammenhalt für unser Land, Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode, 
2018, S. 171.

19 Zum Begriffsverständnis der „öffentlichen Aufgabe“ anhand der Presse, siehe Ru­
dolph, Erhalt von Vielfalt im Pressewesen, 2009, S. 7 ff.

20 Mit der „Coronakrise“ sind der Ausbruch, die weltweite Ausbreitung und die Folgen 
des die Atemwegserkrankung „COVID-19“ auslösenden Coronavirus „SARS-CoV-2“, 
erstmals festgestellt im Dezember 2019 in der chinesischen Provinz Hubei, gemeint.

21 Harlan/Göbel, npoR 2020, 253, 253; MMR-Aktuell 2020, 428554.
22 Hofmann, Medienkonzentration und Meinungsvielfalt, 2010, S. 29; Nielsen, Die Medi­

envielfalt als Aspekt der Wertesicherung der EU, 2019, S. 227; Sjurts, Einfalt trotz Vielfalt 
in den Medienmärkten: Eine ökonomische Erklärung, in: Friedrichsen/Seufert [Hrsg.], 
Effiziente Medienregulierung, 2004, S. 72 f.

23 Hofmann, Medienkonzentration und Meinungsvielfalt, 2010, S. 29; Klein, Konkurrenz 
auf dem Markt der geistigen Freiheiten, 1990, S. 43.

24 Nielsen, Die Medienvielfalt als Aspekt der Wertesicherung der EU, 2019, S. 227; Sjurts, 
Einfalt trotz Vielfalt in den Medienmärkten: Eine ökonomische Erklärung, in: Fried­
richsen/Seufert [Hrsg.], Effiziente Medienregulierung, 2004, S. 72.

1. Kapitel: Einleitung

36



fallen nur einmal an, und als öffentliches Gut haftet dem Medienprodukt die 
Eigenschaft der Nicht-Rivalität und der Nicht-Ausschließlichkeit an.25

Informationstransport

Medien katalysieren den gesellschaftlichen Diskurs, indem sie Informationen 
bereitstellen, auswählen, filtern, aufbereiten und verbreiten.26 Zugleich haben 
Medien hierdurch die Macht inne, bestimmte Meinungen zu begünstigen 
und andere wiederum nicht; anders formuliert: Medien haben eine „signi­
fikante Verstärkungs- und Verhinderungsmacht“.27 Gattungsübergreifend 
haben alle Medien den Informationstransport gemeinsam, womit Medien – 
bricht man dies auf den kleinsten gemeinsamen Nenner herunter – allesamt 
bestimmte Zeichensysteme transportieren.28

Medien als Akteur in der Kommunikationskette

Betrachtet man die grundlegenden Elemente von Kommunikation, so ver­
deutlicht das die Unabdingbarkeit der Medien. Die Kommunikationselemen­
te lauten gemäß dem Satz nach Lasswell: „Wer sagt was zu wem auf welchem 
Kanal mit welcher Wirkung?“29 Dem lassen sich in derselben Reihenfolge fol­
gende Kommunikationselemente zuordnen: Quelle, Kommunikator (wer), 
Botschaft (was), Empfänger, Rezipient (wem), Medium (Kanal) und Effekt 

II.

III.

25 Heinrich, Medienökonomie, Band 2, S. 33 f.; Hofmann, Medienkonzentration und Mei­
nungsvielfalt, 2010, S. 32; Paal, Medienvielfalt und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 125; Ru­
dolph, Erhalt von Vielfalt im Pressewesen, 2009, S. 74 f.; Sjurts, Einfalt trotz Vielfalt in 
den Medienmärkten: Eine ökonomische Erklärung, in: Friedrichsen/Seufert [Hrsg.], 
Effiziente Medienregulierung, 2004, S. 74. Bei der Presse besteht durchaus eine Rivali­
tät, die sich aber ebenfalls nicht aus dem geistigen Inhalt herleitet, sondern auf der 
Beschaffenheit des Trägermediums beruht, Reinlein, Medienfreiheit und Medienviel­
falt, 2011, S. 35. Anders ist dies auch bei Online-Medien, da hier durch die Möglichkeit, 
Inhalte hinter Bezahlschranken zu verbergen, die Eigenschaft als öffentliches Gut zu 
verneinen ist, Monopolkommission, Hauptgutachten XXII: Wettbewerb 2018, Rn. 1091.

26 Heidtke, Meinungsbildung und Medienintermediäre, 2020, S. 55; Paal, Medienvielfalt 
und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 14.

27 Paal, Medienvielfalt und Wettbewerbsrecht, 2010, S. 14.
28 Kiefer/Steininger, Medienökonomik, S. 16.
29 Vgl. Arens, in: Sander/von Gross/Hugger, Medienpädagogik, 2008, S. 198; Schweiger/

Schrattenecker, Werbung, S. 7.
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